
201 Anpassungsgesetz — Anlage 9

§50

(1) Wer vorsätzlich öffentliche Schutzmaßnahmen zur Verhinderung 
der Weiterverbreitung von übertragbaren Krankheiten, insbesondere der 
Absperrung von Orten und Gebieten, Einschränkungen und Verbote im 
Reise- und Güterverkehr, verletzt, wird von einem gesellschaftlichen 
Gericht zur Verantwortung gezogen oder mit öffentlichem Tadel, Geld­
strafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.“

b) § 52 erhält folgende Fassung:

„§52

Geltungsbereich für Tuberkulose und Geschlechtskrankheiten

Dieses Gesetz ergänzt die Bestimmungen über die Verhütung und Be­
kämpfung der Tuberkulose und der Geschlechtskrankheiten.“

1966

43. § 10 der Siegelordnung vom 29. November 1966 (GBl. II 1967 S. 49) erhält 
folgende Fassung:

„§ 10
Wer vorsätzlich Dienstsiegel mit dem Ziel der mißbräuchlichen Benutzung 

herstellt, verändert oder sie unbefugt gebraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit 
öffentlichem Tadel bestraft.“

1967

44. § 5 des Gesetzes vom 20. Februar 1967 über die Erforschung, Ausbeutung und 
Abgrenzung des Festlandsockels der Deutschen Demokratischen Republik 
(GBl. I S. 5) erhält folgende Fassung:

„§5
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig die im Volkseigentum befindlichen 

Naturreichtümer des Festlandsockels der Deutschen Demokratischen Repu­
blik entgegen den gesetzlichen Bestimmungen der Deutschen Demokratischen 
Republik ausbeutet, erforscht oder nutzt, geförderte volkseigene Naturreich­
tümer verbringt oder eine andere Handlung begeht, die geeignet ist, die Wahr­
nehmung der Rechte der Deutschen Demokratischen Republik zur Erfor­
schung und Ausbeutung des Festlandsockels zu beeinträchtigen, wird mit


